
38 IP • September / Oktober 2015

Ende einer Ordnung

Vieles spricht dafür, dass der so ge
nannte Islamische Staat, im Irak und 
in Syrien jedenfalls, durch das militä
rische Eingreifen internationaler und 
regionaler Akteure geschwächt und an 
einigen Fronten zumindest zurück
gedrängt werden kann. Es ist denkbar, 
dass die irakische Armee Mosul zu
rückerobert oder sogar schon erobert 
hat, wenn dieser Beitrag erscheint. 

Die Anziehungskraft des IS dürfte 
nachlassen, je weniger er in der Lage 
ist, die Versorgung der Bevölkerung 
und die wichtigsten Dienstleistungen 
in den von ihm beherrschten Gebie
ten sicherzustellen. Auch eine Vertrei
bung des IS aus Mosul oder aus ande
ren irakischen Städten böte jedoch al
lenfalls eine Chance für inneren Frie
den und Stabilität im Irak, garantiert 
die Wiederherstellung der inneren 
Einheit des Landes aber nicht. 

Ebenso wäre der syrische Bürger
krieg mit dem Zerfall der ISHerr
schaft im Osten Syriens wohl kaum 
beendet. Der anhaltende Aufstand 

eines Teiles der syrischen Bevölke
rung gegen das Regime ist eben nicht 
durch die Terrorherrschaft des IS in 
Raqqa oder Deir ezZor ausgelöst 
worden. Vielmehr haben Bürgerkrieg, 
Staatszerfall und nicht zuletzt die an
haltende militärische Gewalt des Re
gimes gegen „oppositionelle“ Städte, 
Stadtteile und Regionen es überhaupt 
erst möglich gemacht, dass der IS sich 
in Teilen des Landes ausbreitete, fest
setzte und dass er bis heute weiteren 
Zulauf erhält. Dies kann auch in der 
Umgebung oder in Vierteln der 
Hauptstadt Damaskus geschehen. 

Insofern wäre es richtiger, darauf 
zu setzen – auch hier gibt es allerdings 
keine Garantien –, dass ein Ende des 
Bürgerkriegs und die Einigung auf 
eine glaubwürdige Übergangsregie
rung es möglich machen könnten, ef
fektiv gegen den IS vorzugehen und 
die Bürger in diesen Gebieten für den 
Staat zurückzugewinnen. 

Die Fragilität von Staaten, die wir 
ja nicht nur in Syrien oder im Irak, 

Volker Perthes | Ist der Aufmarsch des „Islamischen Staates“ zu stoppen? Was 
wird aus Syrien, was aus dem Irak? Prognosen für eine unberechenbare 
Region sind schwer zu stellen. Doch eins scheint sicher: Ohne eine Macht-
teilung, die alle relevanten Kräfte einbindet, und ohne glaubwürdige Regie-
rungen werden die politisch und identitär zerklüfteten Länder zerfallen.

Eine Region vor der Zerreißprobe
Wie der Nahe Osten künftig aussehen könnte
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Weder Syrien noch der 

Irak werden als Zentral-

staaten überleben 

sondern auch im Jemen oder in Liby
en erleben, hat wenig mit der Schwä
che von Sicherheitsapparaten oder 
fehlenden Ressourcen zu tun, sehr 
viel jedoch mit einem Mangel an In
klusion. Wo immer wir in der arabi
schen Welt oder auch in benachbar
ten Regionen Staaten scheitern sehen, 
wo immer Dschihadisten vom Schla
ge des IS in der Lage sind, Raum zu 
kontrollieren, liegt zumindest eine 
Ursache in der politischen oder wirt
schaftlichen Marginalisierung von 
Teilen des Landes und Teilen der Be
völkerung, oft entlang tribaler, ethni
scher, sozialer, konfessioneller oder 
regionaler Linien. 

In Syrien und im Irak, aber auch 
in Ländern wie der Türkei, in Saudi
Arabien, in Bahrain oder im Jemen 
haben Teile der Eliten zudem beste
hende religiöse, konfessionelle oder 
ethnische Bindungen als Mittel der 
politischen Mobilisierung genutzt – 
und damit die so gern beschworene 
nationale Einheit in ihren eigenen 
Staaten unterminiert oder Konflikte 
in anderen Ländern angeheizt. 

Dies heißt auch, dass ohne eine 
Form der Machtteilung, bei der alle 
Bevölkerungsgruppen sich vertreten 
sehen, in Syrien und im Irak allenfalls 
fortgesetzte Gewalt und territoriale 
Abspaltungen, aber keine haltbare 
Wiederherstellung von Staatlichkeit 
und innerem Frieden zu erwarten ist.

Macht teilen

Eine relativ sichere Prognose lautet, 
dass weder Syrien noch der Irak – der 
sich bereits eine föderalistische Ver
fassung gegeben hat – als zentralisti
sche Staaten und schon gar nicht als 
autoritär regierte Einparteienstaaten 
in ihren heutigen Grenzen wiederent

stehen werden. Machtteilung kann 
sehr verschiedene Formen anneh
men, die sich sinnvollerweise auf 
 lokale Erfahrungen gründen: breite 
 Koalitions oder Einheitsregierungen, 
parlamentarische Sperrminoritäten 
oder zweite Kammern, die Regionen 
oder Religionsgemeinschaften reprä
sentieren, unterschiedliche Spielar
ten der Dezentralisierung und Selbst
verwaltung. Dabei 
geht es selbst
verständlich nicht 
nur um die politi
sche Repräsenta
tion in nationalen 
Gremien, sondern auch um die Teil
habe an wirtschaftlicher und sozialer 
Entwicklung. 

Politische Reformen, die die Ursa
chen der Konflikte angehen, insbeson
dere die selbstherrliche Haltung der 
Führungseliten, die den Staat als ihr 
Eigentum zu betrachten scheinen, 
müssten folgen. Im Jemen und in Li
byen gilt prinzipiell das Gleiche: Ohne 
Formen der Machtteilung, die alle re
levanten Kräfte einbinden, und ohne 
glaubwürdige Regierungen werden 
solch politisch und identitär zerklüfte
te Länder zerfallen. 

Nicht alle Staaten in der Region 
sind in dieser Form zerrissen. In 
Ägypten wird es eher darum gehen, 
dass substanzielle Wählergruppen, die 
sich am ehesten von moderat islamis
tischen Parteien wie der Muslimbru
derschaft vertreten sehen, wieder eine 
Stimme bekommen. In Marokko, Jor
danien, Tunesien, auch in Algerien 
nach dem Bürgerkrieg haben entspre
chende Parteien sich in das politische 
Gefüge einbauen lassen und damit zur 
Stabilisierung des Gemeinwesens bei
getragen. Im Iran wird sich zeigen, ob 
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Der Krieg in Syrien ist 

ein regionalisierter 

Konflikt geworden

das Land reformfähig genug ist, um 
auch seiner jungen, gut ausgebildeten 
und weltoffenen Mittelschicht eine 
Perspektive zu bieten. SaudiArabien 
wäre für die Zukunft besser gerüstet, 
wenn es Bürger und Bürgerinnen als 
solche behandeln würde – unabhängig 
von Geschlecht oder Konfession. Das 
Risiko für diese Staaten liegt nicht im 
Zerfall, sondern in einer Form politi
scher und gesellschaftlicher Stagna
tion, die möglicherweise erst durch 
Massenproteste aufbricht – wie 2011 
in Ägypten und anderen Ländern. 

In Syrien werden die Menschen – 
oder konkreter: Vertreterinnen und 
Vertreter der unterschiedlichen Bevöl

kerungsgruppen – 
irgendwann ent
scheiden müssen, 
ob und in welcher 
Form sie weiter ge
meinsam in einem 

Staat leben wollen. Dies könnte im 
besten Fall, und vielleicht nicht nur 
im abstrakten Sinn, zu einer Art Ge
sellschaftsvertrag führen. 

Jeder Bürgerkrieg endet irgend
wann – und zwar entweder durch den 
Sieg einer Kriegspartei, durch einen 
Kompromiss oder durch allgemeine 
Erschöpfung. Keine der syrischen Par
teien ist heute stark genug, um über 
die andere oder die anderen zu siegen, 
und die Bevölkerung ist erschöpft. 
Der Krieg in Syrien ist aber mittler
weile ein regionalisierter Konflikt ge
worden. Es ist kein Stellvertreterkrieg 
im klassischen Sinn, wohl aber ein 
Konflikt, in dem alle Parteien Unter
stützung von außen erwarten und re
gionale Spannungen den Krieg weiter 
befeuern. Ohne eine Entspannung 
zwischen Iran und SaudiArabien ist 
deshalb auf absehbare Zeit in Syrien 

keine Konfliktlösung zu erwarten, 
werden auch Bemühungen noch so 
vieler Emissäre der Vereinten Natio
nen nichts fruchten. 

Geist des Konfessionalismus

Ohne Entspannung zwischen Riad 
und Teheran wird sich auch das Gift 
der Konfessionalisierung weiter ver
breiten, das die Konflikte nicht nur in 
Syrien, sondern auch im Irak, poten
ziell im Libanon und im Jemen an
heizt. Hier ist es ein wenig wie mit 
dem Geist aus der Flasche: Man kann 
das konfessionelle Motiv zur Mobili
sierung nutzen, den freigesetzten 
Konfessionalismus aber kaum wieder 
einfangen. In Syrien und im Irak erle
ben wir, wie sehr Hass und, wichtiger 
noch, Angst vor der Rache und dem 
Hass der jeweils anderen Seite die 
konfessionelle Polarisierung unter
stützen. Das Narrativ vom konfessio
nellen Krieg zwischen Sunniten und 
Schiiten hat sich mittlerweile so weit 
verselbständigt, dass jede neue Aus
einandersetzung, im Jemen beispiels
weise, unmittelbar als sunnitischschi
itischer Krieg oder Stellvertreterkrieg 
verstanden wird, auch wenn dort an
dere Konfliktlinien sehr viel tiefer 
schneiden. 

Politisch ist es sinnvoll, nach den 
Bedingungen zu fragen, die notwen
dig sind, um die Bürgerkriege zu been
den und die betroffenen Staaten wie
der zusammenzubauen. Nur sollte 
man sich nicht darauf verlassen, dass 
diese auch eintreten. Zu den denkba
ren, wenngleich absolut nicht wün
schenswerten Szenarien gehört auch 
das einer weiteren Fragmentierung. 
Dies könnte beinhalten, dass Syrien, 
das derzeit schon mindestens vier
geteilt ist, in mehrere quasisouveräne 
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Einheiten zerfällt, darunter ein Ala
witenstaat an der Küste, ein syrisch
kurdischer Ministaat im Nordosten, 
ein auf Teile Ostsyriens und des west
lichen Irak zusammengeschrumpftes 
„Kalifat“, vielleicht eine autonome 
Region Aleppo und eine Republik Da
maskus oder, schlimmer noch, eine 
auf Jahre geteilte und weitgehend zer
störte nominelle Hauptstadt, in der 
sich Regimemilizen und Kämpfer des 
IS in je unterschiedlichen Vierteln 
eingerichtet haben. 

IrakischKurdistan wäre unabhän
gig, seine Grenzen zum Irak, vielleicht 
auch zu den kurdischen Gebieten in 
Syrien, würden aber umstritten blei
ben. Im Zentralirak könnten eine au
tonome SunnitischIrakische Region 
oder mehrere konkurrierende Emirate 
entstehen. Auch im Jemen und in Li
byen wäre eine Zwei bis Dreiteilung 
zu erwarten. Der GazaStreifen bliebe 
eine faktisch autonome Republik 
unter der Herrschaft der Hamas; die 
palästinensische Westbank wäre for

mal der Sitz eines Staates Palästina, 
faktisch aber eine Ansammlung ein
zelner, nicht einmal geografisch zu
sammenhängender Gemeinden unter 
israelischer Oberhoheit. 

Keiner der genannten Staaten 
würde sauber zerfallen, etwa auf der 
Basis alter osmanischer Provinzen 
oder entlang der Grenzen, die unter 
französischer Mandatsherrschaft einst 
in Syrien festgelegt worden waren. 
Ägypten, Iran, die Türkei und Saudi
Arabien könnten ihre territoriale In
tegrität bewahren, würden aber auf 
längere Zeit in die Konflikte innerhalb 
und zwischen den vielen aus den 
alten Staaten herausgebrochenen Ein
heiten hineingezogen werden. Die 
USA, die Europäische Union, Russ
land, China und Indien würden sich 
aus diesen Konflikten herauszuhalten 
versuchen, solange ihre eigenen Inter
essen nicht massiv gefährdet sind. 

Aber auch dies ist nur ein grob ge
zimmertes und unvollständiges Szena
rio. Wir wissen einfach nicht, wohin 
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Keine der syrischen 
Parteien ist heute 
stark genug, um über  
die andere oder die 
anderen zu siegen:  
Rebellen in Aleppo,  
August 2015
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1 Vgl. etwa Greg. R. Lawson: A Thirty Years’ War in the Middle East, The National Interest,  
16.4.2014; Richard Haass: The New Thirty Years’ War, Project Syndicate, 21.7.2014. 

Wenn wir sehr unsicher 

sind, bemühen wir 

historische Analogien

die Region und die einzelnen Länder 
sich entwickeln. Wo immer wir es mit 
Ungewissheiten großen Maßstabs zu 

tun haben, werden 
lokale und externe 
Beobachter histori
sche Analogien be
mühen. Dabei geht 
es gar nicht darum, 

ob diese Analogien „exakt“ sind – sie 
sind es natürlich nicht! –, sondern al
lenfalls darum, ob sie als heuristische 
Hilfsmittel dienen können, um über 
entscheidende Aspekte möglicher Zu
künfte nachzudenken, solche, die man 
sich wünscht, und solche, die man lie
ber vermeiden möchte. 

Grand Design für die Region?

Eine vor allem in der regionalen Dis
kussion verbreitete Analogie ist die 
zum SykesPicotAbkommen. Wo 
immer sie bemüht wird, geht man 
davon aus, dass die großen Mächte 
der Welt ein Grand Design für die 
Region haben, mit dem sie ihre Inter
essen dort durchzusetzen versuchen 
werden. Regionale Akteure haben 
demnach ihre Rolle, sind aber letztlich 
nur Figuren auf dem großen Spiel
brett der Weltpolitik. Insofern werden 
auch die Verhandlungen der USA und 
anderer internationaler Mächte mit 
dem Iran und die Mächtekonstellatio
nen im Kampf gegen den IS gelegent
lich als Elemente oder Vorboten einer 
von außen oktroyierten Neuordnung 
der Region, eines neuen „Sykes 
Picot“, interpretiert. Dass die Groß
mächte sich weitgehend heraushalten 
könnten, ist in diesem gedanklichen 
Rahmen schwer vorstellbar. 

Zwei andere Analogien, die histo
risch und geografisch weiter zurück
greifen, sich aber dennoch aufdrän
gen, sind die zum Dreißigjährigen 
Krieg (1618 bis 1648) und die zum 
Wiener Kongress (1814/1815). Die 
DreißigjährigerKriegsAnalogie ist 
angesichts der konfessionellen Pola
risierung im Nahen Osten schon ge
legentlich gezogen worden:1 Die ver
schiedenen Lager werden über ihre 
Zugehörigkeit zu einer der beiden 
großen Konfessionsgemeinschaften 
definiert, auch wenn es nicht in erster 
Linie um Religion, sondern um die 
Interessen von größeren und kleine
ren Mächten geht, die aus Opportuni
tätsgründen, wenn nötig, sehr wohl 
über ihren konfessionellen Schatten 
springen können. Ein Teil der Akteu
re ist tatsächlich religiös motiviert.

Die Auseinandersetzung über
spannt eine ganze Region, auch wenn 
sie nicht in allen Ländern und nicht 
überall gleichzeitig ausgetragen wird. 
Einige Staaten sind primär durch Sol
daten und Söldner beteiligt. Was Bür
gerkrieg und was internationaler 
Krieg ist, lässt sich nicht immer präzi
se auseinanderhalten. Die Zonen fak
tischer Herrschaft, die Staaten, freie 
Städte, religiöse Autoritäten, Heere, 
Milizen oder Räuberbanden über Per
sonen und Territorien ausüben, über
lappen einander oft genug. 

Die meisten Länder, besonders die 
im Zentrum des Orkans, erleiden enor
me Verluste und werden in ihrer demo
grafischen und wirtschaftlichen Ent
wicklung um Jahrzehnte zurückgewor
fen. Vor allem aber, und hier liegt die 
dunkle Vorahnung der Analogie, dau
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Zu den Rechten der 

Bürger gehört das Recht, 

gut regiert zu werden 

ert der Krieg eben selbst drei Jahrzehn
te länger als eine Generation. 

Die Analogie zum Wiener Kon
gress verweist vor allem auf zwei As
pekte: darauf, dass sich nach einer 
Phase von Revolution und Krieg die 
großen Mächte der betroffenen Region 
zusammenfinden, um eine konservati
ve Ordnung zu retten beziehungswei
se wiederherzustellen, aber auch auf 
die intensive und vor allem inklusive 
Konferenzdiplomatie, die zwar nicht 
alle Parteien gleich behandelt, aber alle 
Antagonisten an den Tisch bringt, um 
einen haltbaren Konsens zu finden. 

Es geht um unterschiedliche, mit
einander verwobene Konfliktsituatio
nen; die Verhandlungen brauchen 
Zeit, und sie zielen auf einen Aus
gleich ab, bei dem keine relevante Par
tei als Verlierer dasteht und deshalb 
später auch nicht nach Revision und 
Revanche strebt. Dabei entsteht dann 
ein rudimentäres, wie man heute 
sagen würde, regionales Sicherheits
system: eine Regionalordnung, die 
durch das „Konzert“ der regionalen 
Großmächte aufrechterhalten wird. 

Auf den heutigen Nahen und Mitt
leren Osten bezogen würde dies hei
ßen, dass SaudiArabien und Iran sich 
gemeinsam mit anderen wichtigen Re
gionalstaaten wie der Türkei, Ägyp
ten oder den Vereinigten Arabischen 
Emiraten um Konfliktbeilegung be
mühen und als Garanten einer inklu
siven Ordnung verstehen müssten. 
Dies könnte es auch erlauben, in Sy
rien einen Friedensprozess auf den 
Weg zu bringen, der von der regiona
len Staatengemeinschaft unterstützt 
wird. Eine Machtteilung in Libyen 
oder im Jemen wird ebenfalls nur ge
lingen, wenn die regionalen Vormäch
te gemeinsam von allen Versuchen 

Abstand nehmen, der einen oder an
deren Konfliktpartei militärisch zum 
Sieg zu verhelfen. 

Wie alle Analogien hilft auch diese 
nur, bestimmte Aspekte einer histori
schen Situation hervorzuheben. Als 
Blaupause für die 
Zukunft taugt sie 
nicht. Die Analogie 
zum Wiener Kon
gress ist mit Blick 
auf die heutige Si
tuation im Nahen und Mittleren Osten 
schon deshalb unvollständig, weil ge
sellschaftliche Akteure darin keine 
Rolle spielen. Diese sind aber, spätes
tens seit den Protesten und Aufstän
den von 2011, aus der realen Politik 
der Region nicht mehr wegzudenken. 

In allen Staaten der Region, auch 
da, wo Protest und Reformforderun
gen unterdrückt worden sind, ist eine 
neue Form der Öffentlichkeit entstan
den, die sich zumindest über das In
ternet und die sozialen Medien zu 
Wort meldet. Öffentlichkeit ist dabei 
nicht gleich Opposition, sie steht auch 
nicht überall für eine Forderung nach 
Demokratie oder politischer Transfor
mation. Wohl aber gibt es flächen
deckend ein gestärktes Bewusstsein 
dafür, dass Bürgerinnen und Bürger 
Rechte haben, vor allem ein Recht 
darauf, anständig regiert zu werden. 
Und dass, wo dies nicht geschieht, 
Regime auch stürzen können.

Prof. Dr. Volker Perthes  
ist Direktor der Stiftung 
Wissenschaft und Poli-
tik. Der Text ist ein 
Auszug aus seinem 
neuen Buch „Das Ende 
des Nahen Ostens, wie 
wir ihn  kennen“ (Suhr-
kamp Verlag 2015).


